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Kurztitel 

Doppelbesteuerung – Einkommen- und Vermögensteuern (Schweiz) 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 64/1975 zuletzt geändert durch BGBl. III Nr. 22/2007 

Typ 

Vertrag - Schweiz 

§/Artikel/Anlage 

Art. 13 

Inkrafttretensdatum 

02.02.2007 

Index 

39/03 Doppelbesteuerung 

Beachte 

Ist auf Ansässigkeitswechsel anzuwenden, die ab dem 1. Jänner 2004 stattgefunden haben (vgl. Art. IX Z 
3, BGBl. III Nr. 22/2007). 

Text 

Artikel 13 

1. Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 
dürfen in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt. 

2. Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte 
darstellt, die ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem anderen Vertragstaat hat, oder das zu einer 
festen Einrichtung gehört, über die eine im einem Vertragstaat ansässige Person für die Ausübung eines 
freien Berufes in dem anderen Vertragstaat verfügt, einschließlich derartiger Gewinne, die bei der 
Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder zusammen mit dem übrigen Unternehmen) oder 
einer solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen in dem anderen Staat besteuert werden. Jedoch 
dürfen Gewinne aus der Veräußerung des in Artikel 22 Absatz 3 genannten beweglichen Vermögens nur 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführten Artikel 
besteuert werden darf. 

3. Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens dürfen 
nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

4. Bei einer natürlichen Person, die in einem Vertragsstaat ansässig war und die im anderen 
Vertragsstaat ansässig geworden ist, berührt Absatz 3 nicht das Recht des erstgenannten Staates, bei 
Anteilen an Gesellschaften nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei der Person einen 
Vermögenszuwachs bis zu ihrem Ansässigkeitswechsel zu besteuern, wenn diese Anteile veräußert 
werden oder wenn Maßnahmen dieser Person zum Verlust des Besteuerungsrechtes des erstgenannten 
Staates führen. Eine Besteuerung ausschließlich auf Grund des vorgenannten Ansässigkeitswechsels 
findet nicht statt. Besteuert der erstgenannte Vertragsstaat den Vermögenszuwachs nach dem ersten Satz 
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dieses Absatzes, so wird der andere Staat bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns als 
Anschaffungskosten den Betrag zu Grunde legen, den der erstgenannte Staat als Erlös angenommen hat. 
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